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D E U T S C H E S   I N S T I T U T   F Ü R   B A U T E C H N I K 
Anstalt des öffentlichen Rechts 

10829 Berlin, 14. Juni 2002 
Kolonnenstraße 30 L 
Telefon: 030 78730-338 
Telefax: 030 78730-320 
GeschZ.: III 11-1.40.11-45/02 

Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 
 

Zulassungsnummer:  Z-40.11-127 

Antragsteller: Haase GFK-Technik GmbH 

Adolphstraße 62  

01900 Großröhrsdorf  

Zulassungsgegenstand: Doppelwandige Flachbodenbehälter 

aus GFK mit innerer Vliesschicht 

Typ K10D, K13D, K15D, K17D, K19D, K22D, K25D,  
K15DA, K19DA 

Geltungsdauer bis: 28. Februar 2007 

Der oben genannte Zulassungsgegenstand wird hiermit allgemein bauaufsichtlich zugelassen. * 
Diese allgemeine bauaufsichtliche Zulassung umfasst acht Seiten und sechs Anlagen mit 
38 Seiten. 

                                            
* Der Gegenstand ist erstmals am 24. Februar 1997 allgemein bauaufsichtlich zugelassen worden. 
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I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1 Mit der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung ist die Verwendbarkeit bzw. 
Anwendbarkeit des Zulassungsgegenstandes im Sinne der Landesbauordnungen 
nachgewiesen. 

2 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung ersetzt nicht die für die Durchführung von 
Bauvorhaben gesetzlich vorgeschriebenen Genehmigungen, Zustimmungen und 
Bescheinigungen.  

3 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird unbeschadet der Rechte Dritter, insbe-
sondere privater Schutzrechte, erteilt.  

4 Hersteller und Vertreiber des Zulassungsgegenstands haben, unbeschadet weiter 
gehender Regelungen in den "Besonderen Bestimmungen", dem Verwender bzw. 
Anwender des Zulassungsgegenstands Kopien der allgemeinen bauaufsichtlichen 
Zulassung zur Verfügung zu stellen und darauf hinzuweisen, dass die allgemeine 
bauaufsichtliche Zulassung an der Verwendungsstelle vorliegen muss. Auf Anforderung 
sind den beteiligten Behörden Kopien der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung zur 
Verfügung zu stellen. 

5 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung darf nur vollständig vervielfältigt werden. Eine 
auszugsweise Veröffentlichung bedarf der Zustimmung des Deutschen Instituts für Bau-
technik. Texte und Zeichnungen von Werbeschriften dürfen der allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung nicht widersprechen. Übersetzungen der allgemeinen 
bauaufsichtlichen Zulassung müssen den Hinweis "Vom Deutschen Institut für 
Bautechnik nicht geprüfte Übersetzung der deutschen Originalfassung" enthalten.  

6 Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich erteilt. Die Bestimmungen 
der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung können nachträglich ergänzt und geändert 
werden, insbesondere, wenn neue technische Erkenntnisse dies erfordern. 
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II. BESONDERE BESTIMMUNGEN 

1 Zulassungsgegenstand und Anwendungsbereich 

 (1) Gegenstand dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung sind stehende zylindri-
sche, doppelwandige Flachbodenbehälter aus textilglasverstärktem ungesättigtem Poly-
esterharz bzw. Phenacrylatharz mit einer inneren Schutzschicht (Vliesschicht). Die 
Behältergrößen sind der Anlage 1 zu entnehmen. 

 (2) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung gilt für die Verwendung der Behälter in 
nicht durch Erdbeben gefährdeten Gebieten. 

 (3) Die Behälter dürfen nur in Gebäuden aufgestellt werden, jedoch nicht in explosions-
gefährdeten Bereichen der Zonen 0 und 1. 

 (4) Die Behälter dürfen zur drucklosen Lagerung der nachfolgend aufgeführten Flüssig-
keiten verwendet werden. 

− Heizöl EL nach DIN 51 603-11 

− Dieselkraftstoff nach DIN EN 5902 

− Dieselkraftstoff DIN 51 6063 

− Gebrauchte Motoren- und Getriebeöle 

− Frische Motoren- und Getriebeöle SAE 40/SAE 80 

 Die maximale Betriebstemperatur darf 30 °C betragen. 

 (5) An den Überwachungsraum ist ein nach dem Unterdruckverfahren arbeitender Leck-
anzeiger anzuschließen. 

 (6) Durch diese allgemeine bauaufsichtliche Zulassung entfallen für den Zulassungs-
gegenstand die wasserrechtliche Eignungsfeststellung und Bauartzulassung nach § 19 h 
des WHG4. 

2 Bestimmungen für die Bauprodukte 

2.1 Eigenschaften und Zusammensetzung 
2.1.1 Werkstoffe 

 Die zu verwendenden Werkstoffe sind in Anlage 3 aufgeführt. 

2.1.2 Konstruktionsdetails 

 Konstruktionsdetails müssen der Anlage 1.1 bis 1.13 und die Abmessungen der 
Anlage 2 entsprechen. 

2.1.3 Standsicherheitsnachweis 

 Die Behälter sind unter den geltenden Anwendungsbedingungen standsicher. 

2.1.4 Brandverhalten 

 Der Werkstoff textilglasverstärktes Reaktionsharz ist in der zur Anwendung kommenden 
Dicke normal entflammbar (Klasse B2 nach DIN 4102-15). Zur Widerstandsfähigkeit 
gegen Flammeneinwirkungen siehe Abschnitt 3(2). 

2.1.5 Nutzungssicherheit 
                                            
1  DIN 51 603-1 März 1998 Flüssige Brennstoffe – Heizöle - Teil 1: Heizöl EL; Mindestanforderungen  
2  DIN EN 590 Februar 2000 Kraftstoffe für Kraftfahrzeuge – Dieselkraftstoff - Anforderungen und Prüf-

verfahren 
3  DIN V 51 606 Juni 1994 Flüssige Kraftstoffe; Dieselkraftstoff aus Pflanzenölmethylester (PME); 

Mindestanforderungen (Vornorm) 
4  WHG vom 18. November 1996 Wasserhaushaltsgesetz 
5 DIN 4102-1 Mai 1981 Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen 
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 (1) Behälter mit einem Rauminhalt von mehr als 2 m³ müssen mit einer Einsteigeöffnung 
ausgerüstet sein; Behälter ohne Einsteigeöffnung müssen eine Besichtigungsöffnung mit 
einem lichten Durchmesser von mindestens 60 mm erhalten. 

 (2) Die Behälter erhalten unter der Einsteigeöffnung eine abnehmbare Schutzplatte ent-
sprechend Anlage 1.13 zum Schutz des darunter liegenden Laminats gegen Stoßein-
wirkung. 

2.2 Herstellung, Verpackung, Transport, Lagerung und Kennzeichnung 
2.2.1 Herstellung 

 (1) Die Herstellung muss gemäß Anlage 4 Abschnitt 1 erfolgen. 

 (2) Die Behälter dürfen nur im Werk Großröhrsdorf hergestellt werden. 

2.2.2 Verpackung, Transport, Lagerung 

 Verpackung, Transport und Lagerung müssen gemäß Anlage 4 Abschnitt 2 erfolgen. 

2.2.3 Kennzeichnung 

 Die Behälter müssen vom Hersteller mit dem Übereinstimmungszeichen (Ü-Zeichen) 
nach den Übereinstimmungszeichen-Verordnungen der Länder gekennzeichnet werden. 
Die Kennzeichnung darf nur erfolgen, wenn die Voraussetzungen nach Abschnitt 2.3 
erfüllt sind. Außerdem hat der Hersteller die Behälter gut sichtbar und dauerhaft am 
Mantellaminat im Bereich unterhalb der Einsteigeöffnung mit folgenden Angaben zu 
kennzeichnen: 

− Herstellungsnummer; 

− Behältertyp (K10D, K13D, K15D, K17D, K19D, K22D, K25D, K15DA oder K19DA); 

− Herstellungsjahr; 

− Rauminhalt in m3 bei zulässiger Füllhöhe (gemäß ZG-ÜS6); 

− zulässige Betriebstemperatur; 

− zulässiger Füllungsgrad oder Füllhöhe (entsprechend dem zulässigen Füllungsgrad); 

− zulässige Volumenströme beim Befüllen und Entleeren; 

− Hinweis auf drucklosen Betrieb; 

− Angabe der Lagerflüssigkeit; 

− Prüfdruck. 

 Das Anbringen des Typenschildes mit den obengenannten Angaben hat nach der Mon-
tage des Behälters am Aufstellort durch den Montageleiter der Fa. Haase zu erfolgen. 

2.3 Übereinstimmungsnachweise 
2.3.1 Allgemeines 

 (1) Die Bestätigung der Übereinstimmung des Bauprodukts (Behälterteile) muss gemäß 
Abschnitt 2.3.2 erfolgen 

 (2) Die Bestätigung der Übereinstimmung der Bauart (Behälter) muss gemäß 
Abschnitt 2.3.3 erfolgen 

                                            
6  ZG-ÜS Zulassungsgrundsätze für Überfüllsicherungen Stand Mai 1993 in DIBt Zulassungsgrundsätze für 

Sicherheitseinrichtungen von Behältern und Rohrleitungen, Stand Januar 1996 (erhältlich beim 
Deutschen Institut für Bautechnik) 



Seite 5 der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung Nr. Z-40.11-127 vom 14. Juni 2002 

 

92719.02 

2.3.2 Übereinstimmungsnachweis für das Bauprodukt 

2.3.2.1 Allgemeines 

 (1) Die Bestätigung der Übereinstimmung des Bauprodukts (Behälterteile) mit den 
Bestimmungen dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung muss für das 
Herstellwerk mit einem Übereinstimmungszertifikat auf der Grundlage einer 
werkseigenen Produktionskontrolle und einer regelmäßigen Fremdüberwachung 
einschließlich einer Erstprüfung durch eine anerkannte Stelle nach Maßgabe der 
folgenden Bestimmungen erfolgen. 

 (2) Für die Erteilung des Übereinstimmungszertifikats "ÜZ" und für die Fremdüber-
wachung einschließlich der dabei durchzuführenden Produktprüfungen hat der Hersteller 
der Behälterteile eine hierfür anerkannte Zertifizierungsstelle sowie eine hierfür aner-
kannte Überwachungsstelle einzuschalten. 

 (3) Dem Deutschen Institut für Bautechnik sind von der Zertifizierungsstelle eine Kopie 
des von ihr erteilten Übereinstimmungszertifikats sowie eine Kopie des Erstprüfberichts 
zur Kenntnis zu geben.  

2.3.2.2 Werkseigene Produktionskontrolle 

 (1) Im Herstellwerk ist eine werkseigene Produktionskontrolle einzurichten und durchzu-
führen. Unter werkseigener Produktionskontrolle wird die vom Hersteller vorzunehmende 
kontinuierliche Überwachung der Produktion verstanden, mit der dieser sicherstellt, dass 
die von ihm hergestellten Bauprodukte den Bestimmungen dieser allgemeinen bauauf-
sichtlichen Zulassung entsprechen. 

 (2) Die werkseigene Produktionskontrolle soll mindestens die in Anlage 5.1 Abschnitt 1 
aufgeführten Maßnahmen einschließen. 

 (3) Die Ergebnisse der werkseigenen Produktionskontrolle sind aufzuzeichnen und aus-
zuwerten. Die Aufzeichnungen müssen mindestens folgende Angaben enthalten: 

− Bezeichnung des Bauprodukts bzw. des Ausgangsmaterials und der Bestandteile 
− Art der Kontrolle oder Prüfung 
− Datum der Herstellung und der Prüfung des Bauprodukts bzw. des 

Ausgangsmaterials 
− Ergebnis der Kontrollen und Prüfungen und Vergleich mit den Anforderungen 
− Unterschrift des für die werkseigene Produktionskontrolle Verantwortlichen 

 (4) Die Aufzeichnungen sind mindestens fünf Jahre aufzubewahren und der für die 
Fremdüberwachung eingeschalteten Überwachungsstelle vorzulegen. Sie sind dem 
Deutschen Institut für Bautechnik und der zuständigen obersten Bauaufsichtsbehörde 
auf Verlangen vorzulegen. 

 (5) Bei ungenügendem Prüfergebnis sind vom Hersteller unverzüglich die erforderlichen 
Maßnahmen zur Abstellung des Mangels zu treffen. Behälter, die den Anforderungen 
nicht entsprechen, sind so zu handhaben, dass Verwechslungen mit übereinstimmenden 
ausgeschlossen werden. Nach Abstellung des Mangels ist - soweit technisch möglich 
und zum Nachweis der Mängelbeseitigung erforderlich - die betreffende Prüfung 
unverzüglich zu wiederholen. 

2.3.2.3 Fremdüberwachung 

 (1) Im Herstellwerk ist die werkseigene Produktionskontrolle durch eine Fremdüberwa-
chung regelmäßig zu überprüfen, mindestens jedoch zweimal jährlich (siehe Anlage 5.1). 

 (2) Im Rahmen der Fremdüberwachung ist eine Erstprüfung der Behälter entsprechend 
Anlage 5.1, Abschnitt 3(1), durchzuführen. Darüber hinaus können auch Proben für 
Stichprobenprüfungen entnommen werden. Die Probenahme und Prüfungen obliegen 
jeweils der anerkannten Überwachungsstelle. 
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 (3) Die Ergebnisse der Zertifizierung und Fremdüberwachung sind mindestens fünf Jahre 
aufzubewahren. Sie sind von der Zertifizierungsstelle bzw. der Überwachungsstelle dem 
Deutschen Institut für Bautechnik und der zuständigen obersten Bauaufsichtsbehörde 
auf Verlangen vorzulegen. 

2.3.3 Übereinstimmungsnachweis für die Bauart 

 (1) Die Bestätigung der Übereinstimmung der Bauart (Behälter) mit den Bestimmungen 
dieser allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung muss vom Einbaubetrieb entsprechend 
Abschnitt 4(2) mit einer Übereinstimmungserklärung erfolgen. Dabei sind an den Behäl-
tern die in Anlage 5 Abschnitt 2 aufgeführten Prüfungen durchzuführen. 

 (2) Die Ergebnisse der Kontrollen sind aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen müssen 
mindestens folgende Angaben enthalten: 

− Bezeichnung des Behältertyps (mit Angabe des Füllvolumens), 
− Art der Kontrolle oder Prüfung (siehe Anlage 5 Abschnitt 2), 
− Datum der Prüfung, 
− Ergebnis der Kontrolle und Prüfungen und Vergleich mit den Anforderungen, 
− Unterschrift des für die Ausführungskontrolle Verantwortlichen. 

 (3) Die Aufzeichnungen sind zu den Bauakten zu nehmen. Sie sind dem Betreiber 
auszuhändigen und dem Deutschen Institut für Bautechnik, der zuständigen obersten 
Bauaufsichtsbehörde und dem Sachverständigen nach Wasserrecht auf Verlangen 
vorzulegen. 

3 Bestimmungen für Entwurf und Bemessung 

 (1) Die Bedingungen für die Aufstellung der Behälter sind den wasser-, arbeitsschutz- 
und baurechtlichen Vorschriften zu entnehmen. Es sind außerdem die Anforderungen 
gemäß Anlage 6 einzuhalten. 

 (2) Bei Festlegung der Aufstellbedingungen ist davon auszugehen, dass die Behälter 
nach diesem Bescheid dafür ausgelegt sind, einer Brandeinwirkung von 30 Minuten 
Dauer zu widerstehen, ohne undicht zu werden. 

 (3) Die Behälter sind gegen Beschädigungen durch anfahrende Fahrzeuge zu schützen, 
z.B. durch geschützte Aufstellung oder durch einen Anfahrschutz. 

4 Bestimmungen für die Ausführung 

 (1) Bei der Aufstellung der Behälter ist Anlage 6 zu beachten. 

 (2) Das Zusammenfügen der Behälterteile zu einem Behälter (siehe Anlage 4 Ab-
schnitt 1.5) darf nur vom Antragsteller oder von einem vom Antragsteller unterwiesenen 
Fachbetrieb nach § 19 l WHG vorgenommen werden. 

 (3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit dem Sachver-
ständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle zu treffen. 

5 Bestimmungen für Nutzung, Unterhalt, Wartung, Prüfung 

5.1 Nutzung 
5.1.1 Ausrüstung der Behälter 

(1) Die Bedingungen für die Ausrüstung der Behälter sind den wasser-, bau- und arbeits-
schutzrechtlichen Vorschriften zu entnehmen. Sofern für die Ausrüstung keine wasser- 
bzw. baurechtlichen Vorschriften existieren, ist der Abschnitt 6 der TRbF 2207, zu beach-
ten. 

                                            
7 TRbF 220 August 1994 Technische Regeln für brennbare Flüssigkeiten, Ortsfeste Tanks aus 

metallischen und nichtmetallischen Werkstoffen - Allgemeines - 
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(2) An den Überwachungsraum ist ein Unterdruck-Leckanzeiger der Firma ASF vom Typ 
Vakumatik IV F, Bauartzul. 02/PTB Nr. III B/S 1278 oder vom Typ VKH-4 mit allgemeiner 
bauaufsichtlicher Zulassung Nr. Z-65.22-202 vom 09.04.1999 anzuschließen. 

5.1.2 Lagerflüssigkeiten 

 Es dürfen die Flüssigkeiten entsprechend Abschnitt 1(4) gelagert werden. 

5.1.3 Nutzbares Behältervolumen  

 Die Füllhöhe entsprechend dem zulässigen Füllungsgrad der Behälter ist der Anlage 2 
zu entnehmen. Die Überfüllsicherung ist dementsprechend einzurichten. 

5.1.4 Unterlagen 

 Dem Betreiber der Anlage sind vom Hersteller der Behälter der Abdruck dieser allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung oder ihres genehmigten Auszuges und die Bauartzu-
lassung für den verwendeten Leckanzeiger auszuhändigen. 

5.1.5 Betrieb 

(1) Wer eine Anlage befüllt oder entleert, hat diesen Vorgang zu überwachen und vor 
Beginn der Arbeiten die nachfolgenden Bestimmungen zu beachten. 

(2) Vor dem Befüllen ist zu überprüfen, ob das einzulagernde Medium dem zulässigen 
Medium entspricht, wie viel Lagerflüssigkeit der Behälter aufnehmen kann und ob die 
Überfüllsicherung/der Grenzwertgeber in ordnungsgemäßem Zustand ist. 

(3) Der maximale Volumenstrom beim Befüllen beträgt 1000 l/min. Der Füllvorgang ist 
ständig zu überwachen. 

(4) Bei Alarmmeldung des Leckanzeigers wird ein optischer und akustischer Alarm 
erzeugt. 

(5) Vom Betreiber der Anlage ist bei einer Alarmmeldung unverzüglich ein Fachbetrieb 
(z.B. Einbaufirma) zu benachrichtigen und mit der Feststellung der Ursache für die 
Alarmgabe und deren Beseitigung zu beauftragen. Wenn Undichtheiten weder am 
Leckanzeiger noch an den Verbindungsleitungen und Armaturen festgestellt wurden 
oder aber Lagergut in der Flüssigkeitssperre erkannt wird, muss der Behälter so schnell 
wie möglich entleert werden. Eine erneute Befüllung ist im Einvernehmen mit dem 
Sachverständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle nach 
Schadenbeseitigung und einwandfreiem Betrieb des Leckanzeigers zulässig. 

5.2 Unterhalt, Wartung 
 (1) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Instandhalten und Instand-

setzen der Behälter nur solche Betriebe zu beauftragen, die für diese Tätigkeiten Fach-
betriebe im Sinne von § 19 l WHG sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind nach landes-
rechtlichen Vorschriften von der Fachbetriebspflicht ausgenommen oder der Hersteller 
der Behälter führt die Tätigkeiten mit eigenem, sachkundigem Personal aus. 

 (2) Beim Instandhalten/Instandsetzen sind Werkstoffe zu verwenden, die in Anlage 3 
angegeben sind und Fertigungsverfahren anzuwenden, die in Anlage 4 beschrieben 
sind. 

 (3) Maßnahmen zur Beseitigung von Schäden sind im Einvernehmen mit dem Sachver-
ständigen nach Wasserrecht oder der Zertifizierungsstelle zu klären. 

(4) Der Betreiber einer Lageranlage ist verpflichtet, mit dem Reinigen der Behälter nur 
solche Betriebe zu beauftragen, die für diese Tätigkeiten Fachbetriebe im Sinne von 
§ 19 l WHG sind, es sei denn, die Tätigkeiten sind nach landesrechtlichen Vorschriften 
von der Fachbetriebspflicht ausgenommen. Die Reinigung des Innern von Behältern aus 
Produktionsgründen oder für eine Inspektion ist unter Beachtung der folgenden Punkte 
vorzunehmen: 

− Die Behälter sind restlos zu entleeren. 

− Bei eventuellen Ablagerungen ist der Behälter mit bis 50 °C warmen Wasser zu füllen. 
Nach einigen Stunden Einwirkungszeit entleeren. Kurzzeitig darf bis zu 50 °C warmes 
Wasser mit netzmittelartigen Industriereinigerzusätzen verwendet werden. Eventuell 



Seite 8 der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung Nr. Z-40.11-127 vom 14. Juni 2002 

 

92719.02 

noch feste Rückstände mit Spachtel aus Holz oder Kunststoff ohne Beschädigung der 
Innenfläche des Behälters entfernen. Keine Werkzeuge oder Bürsten aus Metall 
verwenden. 

− Reste des Lagermediums können nach dem Entleeren mit ölbindenden Mitteln (z.B. 
Sägespäne) entfernt werden. 

− Die Unfallverhütungsvorschriften sowie die jeweiligen Vorschriften für die 
Verarbeitung chemischer Reinigungsmittel und die Beseitigung anfallender Reste 
müssen beachtet werden. 

5.3 Prüfungen 
 (1) Die Funktionsfähigkeit des Leckanzeigers ist nach Maßgabe der dafür erteilten Bau-

artzulassung bzw. der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung zu prüfen. 

 (2) Prüfungen nach anderen Rechtsbereichen bleiben unberührt. 

 

 

 

Strasdas  Beglaubigt 


